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Politik 

"Das ist ein Anschlag auf die politische Kultur" 
ParteienkritikervonArnim über heimliche Diiitenerhöhungen, Altersbezüge und ein Gejälligkeitsgutachten 

"' .. 1. lierzig eng beschriebene Seiten' 
'. V umfasst .'. die Drucksache 
17],2500. Darin.empfiehlteineEx­
pertenkommission des Bundestags 
eine;·Reform derAbgeordneten-Diä­
ten.rn dieserWochewerden sich die 
Fraktionen mit dem Thema . be­

.. schäJrtigen. . Der Parteienjqitiker 
von Arilim hatdäs 

l<l.~inge(lrucklte studiert und.ist em­
pört. Professor hat gerade in sei­
nem Buch "Die Selbstbediener" die 
'Problematik der 'Politikfinamderung 
am Beispiel Bayerns aufgezeigt. , 
Herr von Arnim, normalerweise .de­

die Öffentliohkeit erregt über 
dif~Allf!e,om!netenldit'ite;n. BeiderVor-

l~gt,. dass jede einzelneE~höhung 
in. einem parlamentarischen Pro­
zess beschlossen Wird. 

Wil! kommen Siem~f1000E/iro? 
DerzeitbekonuneIIAb~e9tdnete 

8 252 Euro im Monat. Bundesrichter 
erhalten abAugUstäperernschließ­
lich der scj,)lYe,~ ?:ubf(recj,)nenden 
Zulagen 9 208 EuniDasergibt dann 
eine Erhöhung der.oiäten um 956 
Euro .. Mit diesen Zahlen hält die 
Kommission offeribargezielt hin-
term Berg. . 

Bundestagspräsident Larn­
rnerthai die Arbeit der 
Kommission als bemer­
kenswert gelobt. 

Kein Wunder: Die Kom­
lJ:lission i~t vom gleiChen 
F1eis(;ll~e .. d{lrBund{ls~ 
tagspdl.sident .. ·.Sie"besteht 

fen nicht noch nebenher einen 
Zweitberufausüben. Das Abgeord­
netenmandat . und der Richtetberuf 
sind' einfach· zwei Paar Schuhe. Oie 
Kommission betreibt Rosinenpi­
ckeret: Sie will die Entschädigung 
der Parlamentarier .a,nheben;. alle 
problematischen Vorteile der Abge­
ordneten segnet sie dagegen ab. 

Sie kritisieren auoh die steuerfreie 
Kostenpausohale von 4 123 Euro im 
Monat, die den Parlamentariern zu­

sätzlioh zusteht, Wollen Sie 
bestreiten,dass ein Abge" 
ordneter etwa für; eine 
Zweitwohnung in Berlin 
Sonderausgaben hat? 

Nein. Aber diese pau­
schale erhalten· alle Abgec 

ordneten, auch wenn sie 
keine entsprechenden Auf­
wendungeIl h,al:;>e!},\Veii s.ie 
beispie1sweise in Berllii oQer ~(ifn-e1i'mftt~.·ali§';e~~%fiij~ 

gen Ahg{lQr<b)eten, p.u:I~­
mentarischen Staatssekre­
tären,.Millistern Uhdanae~ 

Hall!!.Her!Jert dessen Umland zu Hittise 
. von Arnim sind. Alle werdenüber einen 

Zum Beispiel? ~el). .... .P1lJ1a,mentsnahe'!l· .l'e~~pnen. 
. Die KomIIlission forderteir)e~c .~!eh:a1)en einen extrem~~ns.{litigen 

"hebung der" Abgeordnetenbet;Vge<J:jt\richtyorgelegt.· Letztlich:' ist. das 
auf das Niveau von Bund~sricht,eitt. . ~41Gefalligkeitsgutachten. 
Sieverschweigt aber, wie vietda~ist, 
Tatsächlich macht das. eine'Ethö- . 
hung von monatlich fast 1000 Ellro 
aus:'" und das, obwohl die Diäten 

Jahresbeginn bereits angeho­
wurden. Außerdem sollen die 

Bezüge in Zukunft automatisch steL 
gen. Mit dieser Dynamisierung wird 
die öffentliche Kontrolle ausge­
schaltet. Das geht nicht. Das Verfas­
sungsgericht hat ausdrücklich ver-

Aber Bundestagsabgeordneteha.ben 
einen sehr verantwortU1igsvollen 
Job. Müssen sie nioht angemessen 
entschädigt werden? 

Das'ist nicht der Punkt. Es geht 
um das Bewilligungsverfahren und 
das üppige Drumherum. Richter er­
halten keine steuerfreie Kostenpau­
.schale. Sie bekommen eine weniger 
günstige Altersversorgung und dür-

LeistengeiiCnert, wa:sfü'r 
vieleAbgeordneteEii.i1 steuerfreies Zu­
satzeiilkommenb'edeutet Stittdes­
sen soUte ein deutlich geringererBec 
trag pauschal erstattet werden. 4n 
übrigen müssten die Abgeordneten 
bis zu einer Ober~enze spitz abrech­
nen. Aber rue Mehrheit der Kommis­
sion will alles beim Alten lassen und 
schiebt rue verfasslmgsrechtlichen 
Bedenken beiseite. 

Wenn das verfassungswidrig ist, 
warum greift das Gericht nicht ein? 

Die Kommission weiß genau, 
dass vermutlich doch niemand das 

Bundesverfassungsgericht anrufen 
. wird. Politiker, rue von den Vor­
schlägen profitieren, werden niCht 
klagen, und .die Bürger haben. kein 
Klagerecht. Von. sich aus. darf das 
Gericht aberilicht tätig werden. 

Zur· Altersversorgung maoht die 
Kommission gar keinen Vorschlag. 

Da gab es ein Patt. Die Hälfte will 
nichts ändern, die andere Hälfte .er­
kennt durchaus, dass die. hohe bei~ 
tragsfreie Altersversorgung niCht 
mehrin die Landschaft passt. Abgec 
ordnete erhalten im Alter pro Man­
datsjahr . 207 Euro Versorgung im 
Monat, Ein durchschnittlicher 
Rentner bekommt pro' Beschäfti­
gungsjahr rund 30 Euro Hente. Di~ 
Versorgung der Abgeordneten ist 
also siebenmal so großzügig. Dasist 
dringend einzuschränk.en. 

Glaub~n Sie, dass derBlJ,ndestqg in 
der nächsten Legislaturperiode den 
Vorscfllägen folgen wird? 

Man kann. über vieles diskutie­
ren ihder Sache. Aber nicht dar­
über, dass eine amtliche Kommis­
siim das Pro und Kontra und die 
verfassungsrechtliche Lage neutral 
darstellen muss. Diese Kommis­
sion hat völlig einseitig wieein In­
teressenvertreter nur die Argu­
mente aufgelistet, die für ihre Kli­
entel sprechen. Das ist ein . An­
schlag auf die politische Kultur 
dieses Landes. Es wird hoffentlich 
eine Reform der Diäten geben, aber 
nicht auf dieser Basis. 

Das Interuie~ führte Karl Doemens. 


